Staatsanwaltschaft 
bei dem 
Landgericht Itzehoe 


Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 
Staatsanwaltschaft - Feldschmiedekamp 2 - 25524 Itzehoe Unser Zeichen: 321 Js 27650/22 V29 
Herrn (Bitte immer angeben) 
Wilhelm Henning von Stosch Teieton: 04821 66-1729 


Mühlenstraße 5 Telefax: 04821 66-1777 
25421 Pinneberg 


Datum: 22. Juli 2024 


Mahnung! 


Sehr geehrter Herr von Stosch, 


am 23.01.2024 sind Sie durch das Landgericht Itzehoe - 3 NBs 321 Js 27650/22 - zu einer 
Geldstrafe und zur Zahlung der Kosten verurteilt worden. Zahlungen sind bisher nicht 
eingegangen. Sie werden daher aufgefordert, die offene Forderung in Höhe von 8.715,00 
€ unverzüglich zu zahlen. 


Falls Sie nicht in der Lage sind, die gesamte Summe auf einmal zu zahlen, können Sie 
umgehend einen Antrag auf Zahlungserleichterung stellen, der jedoch hinreichend zu ( 
begründen ist. Sie müssten dann entsprechende Belege über die Höhe Ihrer Einkünfte 
und der festen Kosten (z. B. Gehalts- oder Arbeitslosengeldbescheinigung, Mietvertrag o. 
Ä.) beifügen. 


Hinsichtlich Ihres am 02.07.2024 gegenüber dem Amtsgericht Pinneberg eingelegten 
Widerspruchs gegen die Kostennote der Staatsanwaltschaft wird darauf hingewiesen, 
dass das Urteil des Landgerichts Itzehoe vom 23.01.2024 (Az. 3 NBs 321 Js 27650/22) 
seit dem 07.05.2024 rechtskräftig ist und keine Rechtsmittel mehr dagegen eingelegt 
werden können. 


Ihr Widerspruch wird daher als Erinnerung gegen die Kostenrechnung gewertet und zur 
Entscheidung dem/der Kostenbearbeiter/-in vorgelegt werden. Dies hemmt jedoch nicht 
die Vollstreckung. 


Zahlungen sind zu leisten an: 
Empfänger: Finanzministerium des Landes SH Landeskasse 
Kreditinstitut: Bundesbank Hamburg 
IBAN: DE82 2000 0000 0020 2015 77, BIC: MARKDEF 1200 
Verwendungszweck: 331885394295 


Dienstgebäude: Das Landeswappen ist IBAN: DE82 2000 0000 0020 2015 77 
Feldschmiedekamp 2 gesetzlich geschützt. BIC: MARKDEF1200 

25524 Itzehoe Finanzministerium des Landes SH 
Telefon: 04821 66-0 Landeskasse 


Bundesbank Hamburg 


Mit freundlichen Grüßen 


Rechtspflegerin 


Bitte aufmerksam lesen! 


Vollstreckung von Geldstrafen 


Gegen Sie wurde durch rechtskräftige strafgerichtliche Entscheidung eine Geldstrafe 
verhängt. Sollten Sie die Geldstrafe bereits vollständig gezahlt haben, brauchen Sie 
dieses Merkblatt nicht weiterzulesen. 


Folgen der Nichtzahlung 


Wird die Geldstrafe auch nach dem Erhalt einer Mahnung nicht innerhalb der gesetzten 
Frist gezahlt, ist die Staatsanwaltschaft zur zwangsweisen Beitreibung verpflichtet. Dies 
kann unter anderem durch Pfändung und Verwertung Ihres beweglichen Vermögens oder 
Pfändung Ihres Arbeitseinkommens erfolgen. 


Verläuft die Beitreibung erfolglos oder verspricht sie von vornherein keinen Erfolg, wird die 
Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe angeordnet. Stellen Sie sich nicht freiwillig 
innerhalb der in der Ladung zum Strafantritt vorgegebenen Frist, erlässt die 
Staatsanwaltschaft Haftbefehl. 


Zahlungserleichterungen 

Sollten Sie die Geldstrafe nicht auf einmal bezahlen können, kann Ihnen zur Vermeidung 
von Ersatzfreiheitsstrafe Ratenzahlung oder ausnahmsweise eine vorübergehende 
Stundung bewilligt werden. Dabei muss die Geldstrafe als Sanktion jedoch spürbar 
bleiben. 


Gemeinnützige Arbeit 


Falls Sie nicht in der Lage sind, die Geldstrafe in einem angemessenen Zeitraum zu 
zahlen, besteht auch die Möglichkeit durch Ableistung gemeinnütziger Arbeit die 
Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe zu verhindern. Gemeinnützige Arbeit ist 
unentgeltliche Beschäftigung, beispielsweise in sozialen Einrichtungen. 


Antragstellung 


Zahlungserleichterungen oder die Ableistung gemeinnütziger Arbeit können Sie unter 
Angabe des Aktenzeichens bei der Staatsanwaltschaft beantragen. Ihrem Antrag auf 
Ratenzahlung oder Stundung sind Belege über ihre aktuellen wirtschaftlichen Verhältnisse 
beizufügen. 


re 


